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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/2351 – wird in der Fassung der 
Beschlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Stärkung der Sicherheit in 
Nordrhein-Westfalen - Sechstes Gesetz 
zur Änderung des Polizeigesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 Gesetz zur Stärkung der Sicherheit in 
Nordrhein-Westfalen - Sechstes Gesetz 
zur Änderung des Polizeigesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 
Artikel 1 

 
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Gesetz vom 17. Oktober 
2017 (GV. NRW. S. 806) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a)  Nach der Angabe zu § 12 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 12a Polizeiliche Anhalte- und 

Sichtkontrollen (strategi-
sche Fahndung)“ 

 
b)  Nach der Angabe zu § 20b wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 20c  Datenerhebung durch die 
Überwachung der Tele-
kommunikation“ 

 
c)  Die Angabe zum dritten Unterab-

schnitt im zweiten Abschnitt wird 
wie folgt gefasst:  

 
 „Aufenthaltsrelevante Maßnahmen“ 

 
d)  Nach der Angabe zu § 34a werden 

folgende Angaben eingefügt: 
 

„§ 34b  Aufenthalts- und Kontakt-
verbot 

§ 34c  Elektronische Aufenthalts-
überwachung 

 
§ 34d  Strafvorschrift“ 
 
 

  
Artikel 1 

 
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Gesetz vom 17. Oktober 
2017 (GV. NRW. S. 806) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 
 a)  unverändert 
 
 
 
 
 
 

b) Nach der Angabe zu § 20b wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 20c  Datenerhebung durch die 

Überwachung der laufen-
den Telekommunikation“ 

 
c) unverändert 
 
 
 
 
 
d)  Nach der Angabe zu § 34a werden 

folgende Angaben eingefügt: 
 

„§ 34b Aufenthaltsvorgabe 
 
§ 34c  Elektronische Aufenthalts-
überwachung 
 
§ 34d  Strafvorschrift“ 
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2. Dem § 8 werden die folgenden Absätze 
4 und 5 angefügt: 

 
„(4) Eine drohende Gefahr liegt vor, 
wenn im Einzelfall hinsichtlich einer Per-
son bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die Person innerhalb 
eines absehbaren Zeitraums auf eine 
zumindest ihrer Art nach konkretisierte 
Weise eine Straftat von erheblicher Be-
deutung begehen wird.  
 
(5) Sofern die drohende Gefahr be-
stimmt und geeignet ist,  
 
1. die Bevölkerung auf erhebliche 

Weise einzuschüchtern, 
2. eine Behörde, eine nationale oder 

internationale Organisation oder 
ein Organ der Meinungsäußerung 
rechtswidrig mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt zu nötigen o-
der 

3. die politischen, verfassungsrechtli-
chen, wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates, ei-
nes Landes, einer nationalen oder 
einer internationalen Organisation 
zu beseitigen oder erheblich zu be-
einträchtigen, 

 
handelt es sich um eine drohende terro-
ristische Gefahr. 
 
Unter den Voraussetzungen der Num-
mern 1 bis 3 liegt diese auch dann vor, 
wenn lediglich das individuelle Verhal-
ten einer Person die konkrete Wahr-
scheinlichkeit begründet, dass die Per-
son innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums eine Straftat von erheblicher Be-
deutung begehen wird.“ 

 
 

2.  Dem § 8 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

 
 
 „(4) Straftaten nach 
 

1. § 211, § 212, § 226, § 227, § 239 a, 
§ 239 b, § 303 b, § 305, § 305 a, §§ 
306 bis 306 c, § 307 Absatz 1 bis 3, 
§ 308 Absatz 1 bis 4, § 309 Absatz 1 
bis 5, § 313, § 314, § 315 Absatz 1, 
3 oder 4, § 316b Absatz 1 oder3, § 
316c Absatz 1 bis 3, § 317 Absatz 1, 
§ 328 Absatz 1 oder 2, § 330 Absatz 
1 oder 2 oder § 330a Absatz 1 bis 3 
des Strafgesetzbuchs,“ 

2. den §§ 6 bis 12 des Völkerstrafge-
setzbuchs vom 26. Juni 2002 (BGBl. 
I S. 2254), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 3150) geändert worden 
ist, 

3. § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 
oder 2, § 20 a Absatz 1 bis 3, § 19 
Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 
Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2, § 
20 a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in 
Verbindung mit § 21, oder § 22 a Ab-
satz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
22. November 1990 (BGBl. I S. 
2506), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 2 des Gesetzes vom 13. April 
2017 (BGBl. I S. 872) geändert wor-
den ist, und 

4. § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffenge-
setzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. 
I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2133) 
geändert worden ist, 

 
sind terroristische Straftaten im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn und soweit sie 
dazu bestimmt sind, die Bevölkerung auf 
erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale Orga-
nisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen o-
der die politischen, verfassungsrechtli-
chen, wirtschaftlichen oder sozialen 
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Grundstrukturen eines Staates oder ei-
ner internationalen Organisation zu be-
seitigen oder erheblich zu beeinträchti-
gen, und sie durch die Art ihrer Bege-
hung oder ihre Auswirkungen einen 
Staat oder eine internationale Organisa-
tion erheblich schädigen können.“ 

 
3. Nach § 12 wird folgender § 12a einge-

fügt: 
 

„§ 12a 
Polizeiliche Anhalte- und Sichtkon-

trollen (strategische Fahndung) 
 

(1) Die Polizei darf im öffentlichen Ver-
kehrsraum  
 
1. zur Verhütung der Straftaten von 

erheblicher Bedeutung im Sinne 
des § 8 Absatz 3,  

 
 

2. zur Verhütung gewerbs- oder ban-
denmäßig begangener grenzüber-
schreitender Kriminalität oder 

3. zur Unterbindung des unerlaubten 
Aufenthalts 

 
Personen anhalten und befragen sowie 
die zur Feststellung der Identität erfor-
derlichen Maßnahmen nach § 12 Ab-
satz 2 treffen. Mitgeführte Fahrzeuge 
und Sachen dürfen in Augenschein ge-
nommen werden. Die Durchsuchung 
von Personen, mitgeführten Sachen 
und Fahrzeugen ist unter den Voraus-
setzungen der §§ 39 und 40 zulässig. 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn 
auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte 
anzunehmen ist, dass in diesem Gebiet 
Straftaten der in Absatz 1 bezeichneten 
Art begangen werden sollen und die 
Maßnahme zur Verhütung dieser Straf-
taten erforderlich und verhältnismäßig 
im Sinne von § 2 ist.  
 

 3. Nach § 12 wird folgender § 12a einge-
fügt: 

 
„§ 12a 

Polizeiliche Anhalte- und Sichtkon-
trollen (strategische Fahndung) 

 
(1) Die Polizei darf im öffentlichen Ver-
kehrsraum  
 
1. zur Verhütung von Straftaten von 

erheblicher Bedeutung im Sinne 
des § 8 Absatz 3 und zur Verhütung 
von terroristischen Straftaten nach 
§ 8 Absatz 4, 

2. zur Verhütung gewerbs- oder ban-
denmäßig begangener grenzüber-
schreitender Kriminalität oder 

3. zur Unterbindung des unerlaubten 
Aufenthalts 

 
Personen anhalten und befragen sowie 
die zur Feststellung der Identität erfor-
derlichen Maßnahmen nach § 12 Ab-
satz 2 treffen. Fahrzeuge und mitge-
führte Sachen dürfen in Augenschein 
genommen werden. Die Polizei darf ver-
langen, dass mitgeführte Sachen sowie 
Fahrzeuge einschließlich an und in 
ihnen befindlicher Räume und Behält-
nisse geöffnet werden; im Übrigen ist 
die Durchsuchung von Personen, mit-
geführten Sachen und Fahrzeugen un-
ter den Voraussetzungen der §§ 39 und 
40 zulässig. 
 
Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass in diesem Gebiet Straftaten der in 
Satz 1 bezeichneten Art begangen wer-
den sollen und die Maßnahme zur Ver-
hütung dieser Straftaten erforderlich 
und verhältnismäßig im Sinne von § 2 
ist.  
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(2) Die Maßnahme ist schriftlich zu be-
antragen und bedarf der schriftlichen 
Anordnung durch die Behördenleitung 
oder deren Vertretung. Umfasst das 
festgelegte Gebiet die Zuständigkeit 
mehrerer Behörden, so trifft die Anord-
nung das Landesamt für Zentrale Poli-
zeiliche Dienste. Die Anordnung ist zeit-
lich und örtlich auf den in Absatz 1 ge-
nannten Zweck zu beschränken. Sie 
darf die Dauer von 28 Tagen nicht über-
schreiten. Eine Verlängerung um je-
weils bis zu weiteren 28 Tagen ist zuläs-
sig, soweit die Voraussetzungen für 
eine Anordnung weiterhin vorliegen. In 
der Anordnung sind 
 
1. die tragenden Erkenntnisse für das 

Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Satz 1, 

2. die Art der Maßnahme einschließ-
lich zeitlicher und örtlicher Be-
schränkung  

und 
3. die Begründung der Verhältnismä-

ßigkeit der Maßnahme nach Absatz 
1 Satz 4 

 
anzugeben.“ 
 

(2) unverändert 
 
 

 
 
 

 3a. In § 14 Absatz 1 Nummer 1 wird nach 
der Angabe „§ 12“ die Angabe „und 
§ 12a“ eingefügt. 

 
4. § 15a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 

 

„Zur Verhütung von Straftaten kann 
die Polizei einzelne öffentlich zu-
gängliche Orte mittels Bildübertra-
gung beobachten und die übertrage-
nen Bilder aufzeichnen, wenn 

 
1. an diesem Ort wiederholt Strafta-

ten begangen wurden und die Be-
schaffenheit des Ortes die Bege-
hung von Straftaten begünstigt, 
solange Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass an diesem Ort 

 4.  § 15a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 

 
„Zur Verhütung von Straftaten kann 
die Polizei einzelne öffentlich zu-
gängliche Orte mittels Bildübertra-
gung beobachten und die übertrage-
nen Bilder aufzeichnen, wenn 
 
1. an diesem Ort wiederholt Strafta-

ten begangen wurden und die Be-
schaffenheit des Ortes die Bege-
hung von Straftaten begünstigt, 
solange Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass an diesem Ort  
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weitere Straftaten begangen wer-
den oder 

2. tatsächliche Anhaltspunkte die 
Annahme rechtfertigen, dass dort 
Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung verabredet, vorbereitet oder 
begangen werden 

 
und jeweils ein unverzügliches Ein-
greifen der Polizei möglich ist.“ 
 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

weitere Straftaten begangen wer-
den oder 

2. Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass dort Straftaten von er-
heblicher Bedeutung nach § 8 Ab-
satz 3 verabredet, vorbereitet o-
der begangen werden 

 
und jeweils ein unverzügliches Ein-
greifen der Polizei möglich ist.“ 
 

b) unverändert 
 

5. Nach § 20b wird folgender § 20c einge-
fügt: 

 
„§ 20c 

Datenerhebung durch die Überwa-
chung der Telekommunikation 

 
 

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der be-
troffenen Person die Telekommunikation 
einer Person überwachen und aufzeich-
nen, 

 
1. die nach den §§ 4 oder 5 verantwort-

lich ist, wenn dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder für Leib oder 
Leben einer Person geboten ist, 

2. deren individuelles Verhalten die kon-
krete Wahrscheinlichkeit begründet, 
dass sie innerhalb eines übersehba-
ren Zeitraums eine in § 129a Absatz 1 
und 2 des Strafgesetzbuchs bezeich-
nete Straftat begehen wird, und die 
Voraussetzungen des § 8 Absatz 5 
Nummer 1, 2 oder 3 vorliegen, 

3. bei der bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie für eine 
Person nach Nummer 1 bestimmte o-
der von dieser herrührende Mitteilun-
gen entgegennimmt oder weitergibt, o-
der 

4. bei der bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Person 
nach Nummer 1 deren Telekommuni-
kationsanschluss oder Endgerät be-
nutzen wird  

 

 5. Nach § 20b wird folgender § 20c einge-
fügt: 

 
„§ 20c 

Datenerhebung durch die Überwa-
chung der laufenden Telekommunika-

tion 
 

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der be-
troffenen Person die laufende Telekom-
munikation einer Person überwachen und 
aufzeichnen, 

 
1. die nach den §§ 4 oder 5 verantwort-

lich ist, wenn dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder für Leib oder 
Leben einer Person geboten ist, 

2. deren individuelles Verhalten die kon-
krete Wahrscheinlichkeit begründet, 
dass sie innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art 
nach konkretisierte Weise eine terro-
ristische Straftat nach § 8 Absatz 4 be-
gehen wird, 

 
3. bei der bestimmte Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, dass sie für eine 
Person nach Nummer 1 bestimmte o-
der von dieser herrührende Mitteilun-
gen entgegennimmt oder weitergibt, o-
der 

4. bei der bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Person 
nach Nummer 1 deren Telekommuni-
kationsanschluss oder Endgerät be-
nutzen wird  
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und die Abwehr der Gefahr oder Verhü-
tung der Straftaten auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre. Die Maßnahme darf auch durchge-
führt werden, wenn andere Personen un-
vermeidbar betroffen werden. 
 
(2) Die Überwachung und Aufzeichnung 
der Telekommunikation darf ohne Wissen 
der betroffenen Person in der Weise er-
folgen, dass mit technischen Mitteln in 
von der betroffenen Person genutzte in-
formationstechnische Systeme eingegrif-
fen wird, wenn 

 
1. durch technische Maßnahmen sicher-

gestellt ist, dass ausschließlich lau-
fende Telekommunikation überwacht 
und aufgezeichnet wird und 

2. der Eingriff in das informationstechni-
sche System notwendig ist, um die 
Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation insbesondere 
auch in unverschlüsselter Form zu er-
möglichen.  

 
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist si-
cherzustellen, dass 

 
1. an dem informationstechnischen Sys-

tem nur Veränderungen vorgenom-
men werden, die für die Datenerhe-
bung unerlässlich sind und  

2. die vorgenommenen Veränderungen 
bei Beendigung der Maßnahme, so-
weit technisch möglich, automatisiert 
rückgängig gemacht werden.  

 
Das eingesetzte Mittel ist gegen unbe-
fugte Nutzung zu schützen. Kopierte Da-
ten sind gegen Veränderung, unbefugte 
Löschung und unbefugte Kenntnisnahme 
zu schützen. 
 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 
und 2 dürfen nur auf Antrag der Behör-
denleitung oder deren Vertretung durch 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Po-
lizeibehörde ihren Sitz hat, angeordnet 
werden. Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über das Ver-

und die Abwehr der Gefahr oder Verhü-
tung der Straftaten auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre. Die Maßnahme darf auch durchge-
führt werden, wenn andere Personen un-
vermeidbar betroffen werden. 
 
(2) unverändert 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) unverändert 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
(4) unverändert 
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fahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit entsprechend. 
 
 
(5) Im Antrag sind anzugeben: 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift, 

2. die Rufnummer oder eine andere Ken-
nung des zu überwachenden An-
schlusses oder des Endgeräts, sofern 
sich nicht aus bestimmten Tatsachen 
ergibt, dass diese zugleich einem an-
deren Endgerät zugeordnet ist, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, 

4. im Falle des Absatzes 2 auch eine 
möglichst genaue Bezeichnung des in-
formationstechnischen Systems, in 
das zur Datenerhebung eingegriffen 
werden soll, 

 
 
 

5. der Sachverhalt und 
6. eine Begründung. 

 
(6) Die Anordnung des Gerichts ergeht 
schriftlich. In ihr sind anzugeben: 

 
1. eine Kennung des Kommunikations-

anschlusses oder des Endgeräts, bei 
dem die Datenerhebung durchgeführt 
wird,  

2. im Falle des Absatzes 2 zusätzlich 
eine möglichst genaue Bezeichnung 
des informationstechnischen Sys-
tems, in das zur Datenerhebung ein-
gegriffen werden soll.  

 
Im Übrigen gilt § 18 Absatz 2 Satz 3 mit 
Ausnahme der Bezeichnung der betroffe-
nen Wohnung entsprechend. Die Anord-
nung ist auf höchstens drei Monate zu be-
fristen. Eine Verlängerung um jeweils 
nicht mehr als drei weitere Monate ist zu-
lässig, soweit die Voraussetzungen der 
Anordnung unter Berücksichtigung der 
gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. 
Liegen die Voraussetzungen der Anord-
nung nicht mehr vor, sind die aufgrund 

 
 
 
 
 
(5) Im Antrag sind anzugeben: 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift, 

2. die Rufnummer oder eine andere Ken-
nung des zu überwachenden An-
schlusses oder des Endgeräts, sofern 
sich nicht aus bestimmten Tatsachen 
ergibt, dass diese zugleich einem an-
deren Endgerät zugeordnet ist, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, 

4. im Falle des Absatzes 2 auch eine 
möglichst genaue Bezeichnung des in-
formationstechnischen Systems, in 
das zur Datenerhebung eingegriffen 
werden soll, sowie die Bezeichnung 
des Herstellers und der Softwarever-
sion des einzusetzenden technischen 
Mittels, 

5. der Sachverhalt und 
6. eine Begründung. 

 
(6) unverändert 
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der Anordnung ergriffenen Maßnahmen 
unverzüglich zu beenden. § 18 Absatz 2 
Satz 5 bis 9 gilt entsprechend.  
 
(7) Aufgrund der Anordnung hat jeder, 
der Telekommunikationsdienste erbringt 
oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), der 
Polizei die Maßnahmen nach Absatz 1 zu 
ermöglichen und die erforderlichen Aus-
künfte unverzüglich zu erteilen. Ob und in 
welchem Umfang hierfür Vorkehrungen 
zu treffen sind, bestimmt sich nach dem 
Telekommunikationsgesetz und der Ver-
ordnung über die technische und organi-
satorische Umsetzung von Maßnahmen 
zur Überwachung der Telekommunika-
tion. Für die Entschädigung der Dienste-
anbieter ist § 23 des Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetzes entspre-
chend anzuwenden. 
 
(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für 
die Annahme vor, dass durch eine Maß-
nahme nach den Absätzen 1 und 2 allein 
Erkenntnisse aus dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung erlangt würden, ist 
die Maßnahme unzulässig. Soweit im 
Rahmen von Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 neben einer automati-
schen Aufzeichnung eine unmittelbare 
Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu unterbrechen, so-
weit sich während der Überwachung tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass Inhalte, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, 
erfasst werden. Erkenntnisse aus dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung, 
die durch eine Maßnahme nach den Ab-
sätzen 1 und 2 erlangt worden sind, dür-
fen nicht verwertet werden. Aufzeichnun-
gen hierüber sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung der 
Daten und der Löschung sind zu doku-
mentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Sie ist sechs 
Monate nach der Unterrichtung nach Ab-
satz 9 oder sechs Monate nach Erteilung 
der gerichtlichen Zustimmung über das 
endgültige Absehen von der Benachrich-
tigung zu löschen. Ist die Datenschutz-

 
 
 
 
(7) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für 
die Annahme vor, dass durch eine Maß-
nahme nach den Absätzen 1 und 2 allein 
Erkenntnisse aus dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung erlangt würden, ist 
die Maßnahme unzulässig. Soweit im 
Rahmen von Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 neben einer automati-
schen Aufzeichnung eine unmittelbare 
Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu unterbrechen, so-
weit sich während der Überwachung tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass Inhalte, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, 
erfasst werden. Erkenntnisse aus dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung, 
die durch eine Maßnahme nach den Ab-
sätzen 1 und 2 erlangt worden sind, dür-
fen nicht verwertet werden. Aufzeichnun-
gen hierüber sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung der 
Daten und der Löschung sind zu doku-
mentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Sie ist sechs 
Monate nach der Unterrichtung nach Ab-
satz 9 oder sechs Monate nach Erteilung 
der gerichtlichen Zustimmung über das 
endgültige Absehen von der Benachrich-
tigung zu löschen. Ist die Datenschutz-
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kontrolle noch nicht beendet, ist die Do-
kumentation bis zu ihrem Abschluss auf-
zubewahren. Im Übrigen gilt § 18 Absatz 
4 Satz 2 bis 7 entsprechend. 
 
 
(9) § 17 Absatz 5 und 6 gilt entsprechend.  
 
(10) Bei der Erhebung von Daten nach 
den Absätzen 1 und 2 sind zu protokollie-
ren 

 
1. das zur Datenerhebung eingesetzte 

Mittel, 
 
 
2. der Zeitpunkt des Einsatzes,  
3. Angaben, welche die Feststellung der 

erhobenen Daten ermöglichen,  
4. die Organisationseinheiten, welche 

die Maßnahmen durchführen,  
5. die Beteiligten der überwachten Kom-

munikation und 
6. sofern die Überwachung mit einem 

Eingriff in von der betroffenen Person 
genutzte Informationstechnische Sys-
teme verbunden ist, die Angaben zur 
Identifizierung des informationstechni-
schen Systems und die daran vorge-
nommenen, nicht nur flüchtigen Ver-
änderungen.  

 
Die Protokolldaten dürfen nur verwendet 
werden für Zwecke der Unterrichtung 
nach Absatz 9 oder um der betroffenen 
Person oder einer dazu befugten Stelle 
die Prüfung zu ermöglichen, ob die Maß-
nahmen rechtmäßig durchgeführt worden 
sind. 
 
(11) Die Landesregierung unterrichtet 
den Landtag jährlich über die nach den 
Absätzen 1 und 2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(12) Die Landesregierung überprüft die 
Wirksamkeit der Vorschrift bis zum 
31. Juni 2023 und berichtet dem Landtag 
über das Ergebnis der Evaluierung. § 20c 
tritt am 31. Dezember 2023 außer Kraft.“ 

 

kontrolle noch nicht beendet, ist die Do-
kumentation bis zu ihrem Abschluss auf-
zubewahren. Im Übrigen gilt § 18 Absatz 
3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 2 bis 7 ent-
sprechend. 
 
(9) unverändert 
 
(10) Bei der Erhebung von Daten nach 
den Absätzen 1 und 2 sind zu protokollie-
ren 

 
1. das zur Datenerhebung eingesetzte 

Mittel einschließlich der Angabe des 
Herstellers und der eingesetzten Soft-
wareversion, 

2. der Zeitpunkt des Einsatzes,  
3. Angaben, welche die Feststellung der 

erhobenen Daten ermöglichen,  
4. die Organisationseinheiten, welche 

die Maßnahmen durchführen,  
5. die Beteiligten der überwachten Kom-

munikation und 
6. sofern die Überwachung mit einem 

Eingriff in von der betroffenen Person 
genutzte Informationstechnische Sys-
teme verbunden ist, die Angaben zur 
Identifizierung des informationstechni-
schen Systems und die daran vorge-
nommenen, nicht nur flüchtigen Ver-
änderungen.  

 
Die Protokolldaten dürfen nur verwendet 
werden für Zwecke der Unterrichtung 
nach Absatz 9 oder um der betroffenen 
Person oder einer dazu befugten Stelle 
die Prüfung zu ermöglichen, ob die Maß-
nahmen rechtmäßig durchgeführt worden 
sind. 
 
(11) unverändert 
 
 
 
(12) Die Landesregierung überprüft die 
Wirksamkeit der Vorschrift bis zum 
31. Dezember 2022 und berichtet dem 
Landtag über das Ergebnis der Evaluie-
rung. § 20c tritt am 31. Dezember 2023 
außer Kraft.“ 

 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/4525 

 
 

12 

6. Nach § 34a werden folgende §§ 34b bis 
34d eingefügt: 

 
„§ 34b 

Aufenthalts- und Kontaktverbot 
 

(1) Zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des 
§ 8, die sich auf eine Straftat von erhebli-
cher Bedeutung bezieht, kann einer dafür 
verantwortlichen Person untersagt wer-
den,  

 
1. sich ohne Erlaubnis der zuständigen 

Polizeibehörde von ihrem Wohn- oder 
Aufenthaltsort oder aus einem be-
stimmten Bereich zu entfernen (Auf-
enthaltsgebot) oder sich an bestimm-
ten Orten aufzuhalten (Aufenthaltsver-
bot) oder 

2. bestimmte Personen oder Personen-
gruppen zu kontaktieren (Kontaktver-
bot). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden 
auf Antrag der Behördenleitung oder de-
ren Vertretung durch das Amtsgericht an-
geordnet, in dessen Bezirk die Polizeibe-
hörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit entsprechend. Bei 
Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
durch die zuständige Behördenleiterin 

 6. Nach § 34a werden folgende §§ 34b bis 
34d eingefügt: 

 
„§ 34b 

Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot 
 

(1) Die Polizei kann zur Verhütung von terro-
ristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 ei-
ner Person untersagen, sich ohne Erlaub-
nis der Polizei von ihrem Wohn- oder Auf-
enthaltsort oder aus einem bestimmten 
Bereich zu entfernen oder sich an be-
stimmten Orten aufzuhalten (Aufenthalts-
vorgabe), wenn  

 
1. bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass die betroffene Per-
son innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art 
nach konkretisierte Weise eine terro-
ristische Straftat nach § 8 Absatz 4 be-
gehen wird oder 

2. das individuelle Verhalten der betroffe-
nen Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie innerhalb 
eines übersehbaren Zeitraums eine 
terroristische Straftat nach § 8 Absatz 
4 begehen wird. 

 
Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
kann die Polizei zur Verhütung von Straf-
taten nach § 8 Absatz 4 einer Person 
auch den Kontakt mit bestimmten Perso-
nen oder Personen einer bestimmten 
Gruppe untersagen (Kontaktverbot). Die 
Befugnisse nach Satz 1 und 2 stehen der 
Polizei auch zur Abwehr einer Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person o-
der für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder des Landes zu. 
 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden 
auf Antrag der Behördenleitung oder de-
ren Vertretung durch das Amtsgericht an-
geordnet, in dessen Bezirk die Polizeibe-
hörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des 7. Buches des 
Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Bei Gefahr im Verzug kann die Anord-
nung durch die zuständige Behördenlei- 
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 oder den Behördenleiter oder deren Ver-
tretung getroffen werden. ln diesem Fall 
ist die gerichtliche Entscheidung unver-
züglich nachzuholen. Soweit die Anord-
nung nicht binnen drei Tagen durch das 
Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. 
 
 
(3) Im Antrag sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach 

Absatz 1 Nummer 1 einer Bezeich-
nung der Orte, von denen sich die 
Person ohne Erlaubnis der zustän-
digen Polizeibehörde nicht entfer-
nen oder im Fall des Aufenthalts-
verbots nach Absatz 1 Nummer 1, 
an denen sich die Person ohne Er-
laubnis der zuständigen Polizeibe-
hörde nicht aufhalten darf, 

b) im Fall des Kontaktverbots nach 
Absatz 1 Nummer 2 der Personen 
oder Gruppe, mit denen oder mit 
welcher der betroffenen Person der 
Kontakt untersagt ist, soweit mög-
lich, mit Name und Anschrift, 

3. der Sachverhalt und 
4. eine Begründung. 

 
(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr 
sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
a) im Fall der Aufenthaltsanordnung 

nach Absatz 1 Nummer 1 einer Be-
zeichnung der Orte, von denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zu-
ständigen Polizeibehörde nicht ent-
fernen oder an denen sich die Per-
son ohne Erlaubnis der zuständi-
gen Polizeibehörde nicht aufhalten 
darf, 

b) im Fall des Kontaktverbots nach 
Absatz 1 Nummer 2 der Personen 

terin oder den Behördenleiter oder deren 
Vertretung getroffen werden. ln diesem 
Fall ist die gerichtliche Entscheidung un-
verzüglich nachzuholen. Soweit die An-
ordnung nicht binnen drei Tagen durch 
das Gericht bestätigt wird, tritt sie außer 
Kraft. 
 
(3) Im Antrag sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach 

Absatz 1 Satz 1 einer Bezeichnung 
der Orte, von denen sich die Person 
ohne Erlaubnis der zuständigen 
Polizeibehörde nicht entfernen oder 
im Fall des Aufenthaltsverbots nach 
Absatz 1 Nummer 1, an denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zu-
ständigen Polizeibehörde nicht auf-
halten darf, 

b) im Fall des Kontaktverbots nach 
Absatz 1 Satz 2 der Personen oder 
Gruppe, mit denen oder mit welcher 
der betroffenen Person der Kontakt 
untersagt ist, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift, 

3. der Sachverhalt und 
4. eine Begründung. 

 
(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr 
sind anzugeben 

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
a) im Fall der Aufenthaltsanordnung 

nach Absatz 1 Satz 1 einer Be-
zeichnung der Orte, von denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zu-
ständigen Polizeibehörde nicht ent-
fernen oder an denen sich die Per-
son ohne Erlaubnis der zuständi-
gen Polizeibehörde nicht aufhalten 
darf, 

b) im Fall des Kontaktverbots nach 
Absatz 1 Satz 2 der Personen oder 
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oder Gruppe, mit denen oder mit 
welcher der betroffenen Person der 
Kontakt untersagt ist, soweit mög-
lich, mit Name und Anschrift und 

3. die wesentlichen Gründe. 
 
(5) Aufenthaltsanordnungen sowie Kon-
taktverbote sind auf den zur Abwehr der 
Gefahr jeweils erforderlichen Umfang zu 
beschränken. Sie sind auf höchstens drei 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung 
um jeweils nicht mehr als drei Monate ist 
möglich, soweit ihre Voraussetzungen 
fortbestehen. Liegen die Voraussetzun-
gen nicht mehr vor, ist die Maßnahme un-
verzüglich zu beenden. 

 
 

Gruppe, mit denen oder mit welcher 
der betroffenen Person der Kontakt 
untersagt ist, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift und 

3. die wesentlichen Gründe. 
 
(5) unverändert 

 
 

§ 34c 
Elektronische Aufenthaltsüberwa-

chung 
 

(1) Zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des 
§ 8, die sich auf eine Straftat von erhebli-
cher Bedeutung bezieht, kann die dafür 
verantwortliche Person bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 8 Absatz 5 Satz 
1 Nummer 1 bis 3 dazu verpflichtet wer-
den, ein technisches Mittel, mit dem der 
Aufenthaltsort dieser Person elektronisch 
überwacht werden kann, ständig in be-
triebsbereitem Zustand am Körper bei 
sich zu führen und dessen Funktionsfä-
higkeit nicht zu beeinträchtigen, um diese 
Person durch die Überwachung und die 
Datenverwendung von der Begehung 
dieser Straftaten abzuhalten. 
 
(2) Soweit die Voraussetzungen des § 8 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 nicht ge-
geben sind, darf die Polizei die dafür ver-
antwortliche Person nach Absatz 1 nur 
verpflichten, wenn sich die Gefahr im 
Sinne des § 8 auf eine Straftat gemäß §§ 
174 bis 178,182 oder 238 des Strafge-
setzbuchs oder auf Fälle des § 34a die-
ses Gesetzes bezieht und Erkenntnisse 
vorliegen, dass die Abwehr der Gefahr 
durch anderweitige Maßnahmen nach 
diesem oder einem anderen Gesetz aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 
 
 

 § 34c 
Elektronische Aufenthaltsüberwa-

chung 
 

(1) Die Polizei kann zur Verhütung von 
terroristischen Straftaten nach § 8 Absatz 
4 eine Person verpflichten ein techni-
sches Mittel, mit dem der Aufenthaltsort 
dieser Person elektronisch überwacht 
werden kann, ständig im betriebsbereiten 
Zustand am Körper zu tragen, die Anle-
gung und Wartung des technischen Mit-
tels zu dulden und seine Funktionsfähig-
keit nicht zu beeinträchtigen, wenn  

 
1. bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass diese Person in-
nerhalb eines übersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art 
nach konkretisierte Weise eine Straf-
tat nach § 8 Absatz 4 begehen wird 
oder 

2. deren individuelles Verhalten eine 
konkrete Wahrscheinlichkeit dafür be-
gründet, dass sie innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums eine Straftat 
nach § 8 Absatz 4 begehen wird, 

 
um diese Person durch die Überwachung 
und die Datenverwendung von der Bege-
hung dieser Straftat abzuhalten. 
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(3) Die Polizei verarbeitet mit Hilfe der 
von der verantwortlichen Person mitge-
führten technischen Mittel automatisiert 
Daten über deren Aufenthaltsort sowie 
über etwaige Beeinträchtigungen der Da-
tenerhebung. Soweit es technisch mög-
lich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb 
der Wohnung der betroffenen Person 
keine über den Umstand ihrer Anwesen-
heit hinausgehenden Aufenthaltsdaten 
erhoben werden. Werden innerhalb der 
Wohnung der betroffenen Person über 
den Umstand ihrer Anwesenheit hinaus-
gehende Aufenthaltsdaten erhoben, dür-
fen diese nicht verwendet werden. Ent-
sprechendes gilt, soweit durch die Daten-
erhebung nach Satz 1 der Kernbereich 
privater Lebensgestaltung betroffen ist. 
Daten nach Satz 3 und 4 sind unverzüg-
lich nach ihrer Kenntnisnahme zu lö-
schen. Die Tatsache ihrer Kenntnis-
nahme und Löschung ist zu dokumentie-
ren. Die Dokumentation darf ausschließ-
lich für Zwecke der Datenschutzkontrolle 
verwendet werden. Sie ist frühestens 
nach Abschluss der Datenschutzkontrolle 
und spätestens nach vierundzwanzig Mo-
naten zu löschen. Die Daten dürfen ohne 
Einwilligung der betroffenen Person nur 

(2) Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht 
der Polizei auch zu, wenn  
 
1. dies zur Abwehr einer Gefahr für die 

sexuelle Selbstbestimmung nach §§ 
174 bis 178, 182 des Strafgesetz-
buchs unerlässlich ist oder 

2. die Person, der gegenüber die Anord-
nung nach Absatz 1 getroffen werden 
soll, nach polizeilichen Erkenntnissen 
bereits eine Straftat nach § 238 des 
Strafgesetzbuchs begangen hat und 
bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie weitere Straf-
taten nach § 238 des Strafgesetz-
buchs begehen wird. 

 
Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht der 
Polizei ferner zu, wenn Maßnahmen nach 
§ 34a getroffen wurden und eine Überwa-
chung der Befolgung dieser Maßnahmen 
auf andere Weise nicht möglich oder we-
sentlich erschwert ist. 
 
(3) unverändert 
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verarbeitet werden, soweit dies erforder-
lich ist für die folgenden Zwecke:  

 
1. zur Verhütung oder zur Verfolgung von 

Straftaten von erheblicher Bedeutung, 
2. zur Feststellung von Verstößen gegen 

Aufenthaltsvorgaben und Kontaktver-
bote nach § 34b,  

3. zur Verfolgung einer Straftat gemäß 
§ 34d,  

4. zur Abwehr einer erheblichen gegen-
wärtigen Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person oder  

5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfä-
higkeit des technischen Mittels.  

 
Zur Einhaltung der Zweckbestimmung 
nach Satz 9 hat die Verarbeitung der Da-
ten automatisiert zu erfolgen. Zudem sind 
die Daten gegen unbefugte Kenntnis-
nahme und Verarbeitung besonders zu 
sichern.  
 
(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Da-
ten sind spätestens zwei Monate nach 
Beendigung der Maßnahme zu löschen, 
soweit sie nicht für die in Absatz 3 Satz 9 
genannten Zwecke verwendet werden.  
 
(5) Jeder Abruf der Daten ist zu protokol-
lieren. Die Protokollierung muss den lan-
desrechtlichen Vorschriften, die Artikel 25 
der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zwecke der Verhütung, 
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung 
von Straftaten oder der Strafvollstreckung 
sowie zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 89) umsetzen, entsprechen. 
Die Protokolldaten sind spätestens nach 
vierundzwanzig Monaten zu löschen.  
 
(6) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 
3 werden auf Antrag der Behördenleitung 
oder deren Vertretung durch das Amtsge-
richt angeordnet, in dessen Bezirk die Po-
lizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Ver-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  
 
 
 
 
 
(5) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(6) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 
3 werden auf Antrag der Behördenleitung 
oder deren Vertretung durch das Amtsge-
richt angeordnet, in dessen Bezirk die Po-
lizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Ver-
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fahren gelten die Vorschriften des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 
Bei Gefahr im Verzug kann die Anord-
nung durch die zuständige Behördenlei-
tung oder deren Vertretung getroffen wer-
den. In diesem Fall ist die gerichtliche 
Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 
Soweit die Anordnung nicht binnen drei 
Tagen durch das Gericht bestätigt wird, 
tritt sie außer Kraft. In dem Antrag sind 
anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift,  

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme,  

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, 
gegen die sich die Maßnahme richtet, 
eine Aufenthaltsanordnung oder ein 
Kontaktverbot besteht,  

4. der Sachverhalt und  
5. eine Begründung.  

 
(7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr 
sind anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift,  

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme und  

3. die wesentlichen Gründe.  
 

(8) Die Anordnung ist sofort vollziehbar 
und auf höchstens drei Monate zu befris-
ten. Eine Verlängerung um jeweils nicht 
mehr als drei Monate ist möglich, soweit 
die Anordnungsvoraussetzungen fortbe-
stehen. Liegen die Voraussetzungen der 
Anordnung nicht mehr vor, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu beenden. 
 
(9) Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag jährlich über die nach den Absät-
zen 1 und 2 erfolgten Maßnahmen. 
 
(10) Die Landesregierung überprüft die 
Wirksamkeit der Vorschrift bis zum 
31. Juni 2023 und berichtet dem Landtag 

fahren gelten die Vorschriften des 7. Bu-
ches des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent-
sprechend. Bei Gefahr im Verzug kann 
die Anordnung durch die zuständige Be-
hördenleitung oder deren Vertretung ge-
troffen werden. In diesem Fall ist die ge-
richtliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. Soweit die Anordnung nicht 
binnen drei Tagen durch das Gericht be-
stätigt wird, tritt sie außer Kraft. In dem 
Antrag sind anzugeben:  

 
1. die Person, gegen die sich die Maß-

nahme richtet, mit Name und An-
schrift,  

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme,  

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, 
gegen die sich die Maßnahme richtet, 
eine Aufenthaltsanordnung oder ein 
Kontaktverbot besteht,  

4. der Sachverhalt und  
5. eine Begründung.  

 
(7) unverändert 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

(8) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) unverändert 
 
 
 
(10) Die Landesregierung überprüft die 
Wirksamkeit der Vorschrift bis zum 
31. Dezember 2022 und berichtet dem 
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über das Ergebnis der Evaluierung. § 34c 
tritt am 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

 
 

Landtag über das Ergebnis der Evaluie-
rung. § 34c tritt am 31. Dezember 2023 
außer Kraft. 

 
§ 34d 

Strafvorschrift 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 
1. einer vollstreckbaren gerichtlichen An-

ordnung nach § 34b Absatz 2 Satz 1 
oder einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 34b Absatz 2 Satz 3 zuwider-
handelt und dadurch den Zweck der 
Anordnung gefährdet oder 

2. einer vollstreckbaren gerichtlichen An-
ordnung nach § 34c Absatz 6 Satz 1 
oder einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 34c Absatz 6 Satz 2 zuwider-
handelt und dadurch die kontinuierli-
che Feststellung seines Aufenthaltsor-
tes durch die Polizei verhindert. 

 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag der Poli-
zeibehörde verfolgt, welche die Maß-
nahme angeordnet oder beantragt hat.“ 

 

 § 34d 
Strafvorschrift 

 
 unverändert 

7. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

 
b) Folgende Nummern 6 und 7 wer-

den angefügt: 
 
„6. das unerlässlich ist, um eine 

drohende Gefahr nach § 8 Ab-
satz 4 oder eine drohende ter-
roristische Gefahr nach § 8 Ab-
satz 5 abzuwehren oder 

7. das unerlässlich ist, um eine 
Aufenthaltsanordnung oder ein 
Kontaktverbot nach § 34b oder 
die Anordnung einer elektroni-
schen Aufenthaltsüberwa-
chung nach § 34c durchzuset-
zen.“ 

 
 
 
 
 

 7. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
b) Folgende Nummern 6 und 7 wer-

den angefügt: 
 
„6. das unerlässlich ist, um eine 

Aufenthaltsanordnung oder ein 
Kontaktverbot nach § 34b oder 
die Anordnung einer elektroni-
schen Aufenthaltsüberwa-
chung nach § 34c durchzuset-
zen.“ 
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8. § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Nummer 3 werden nach 
dem Wort „Grund“ die Wörter „dieses 
oder“ eingefügt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„(2) Auf Grund dieses Gesetzes gilt 
für die richterliche Entscheidung eine 
von Absatz 1 Nummer 3 abwei-
chende Frist in folgenden Fällen:  

 
 

1. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 2 
Alternative 1 sowie Nummer 6 und 
7 bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des § 8 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 bis zu einem Monat, 

 
 
 
2. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 3, 

wenn eine Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person be-
steht, bis zum Ablauf der nach § 
34 angeordneten Maßnahme, ma-
ximal jedoch bis zu sieben Tagen, 

3. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 4 
bis zum Ablauf der nach § 34a Ab-
satz 5 angeordneten Maßnahme, 
maximal jedoch bis zu zehn Ta-
gen, 

4. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 6 
bei gewerbs- oder bandenmäßi-
ger Begehung bis zu sieben Ta-
gen, 

5. zum Zwecke der Feststellung der 
Identität bis zu insgesamt zwölf 
Stunden, wenn nicht vorher die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung 
auf Grund dieses oder eines an-
deren Gesetzes durch richterliche 
Entscheidung angeordnet wurde. 
Sofern Tatsachen die Annahme 
begründen, dass die Identitäts-
feststellung innerhalb der Frist 
nach Satz 1 vorsätzlich verhindert 
worden ist, genügt es, wenn die 
richterliche Entscheidung über die 
Fortdauer des Gewahrsams zum 
Zwecke der Identitätsfeststellung 

 8. § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 

 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Durch die in Absatz 1 Nummer 3 
vorgesehene richterliche Entschei-
dung kann in folgenden Fällen eine 
abweichende Frist des polizeilichen 
Gewahrsams bestimmt werden:  

 
1. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 2 

bis zu 14 Tagen, wenn es sich um 
eine Straftat nach § 12 Absatz 1 
StGB (Verbrechen) handelt. 
Durch weitere richterliche Ent-
scheidung ist eine einmalige Ver-
längerung um bis zu 14 Tage zu-
lässig, 

2. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 3, 
wenn eine Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person be-
steht, bis zum Ablauf der nach § 
34 angeordneten Maßnahme, ma-
ximal jedoch bis zu sieben Tagen, 

3. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 4 
bis zum Ablauf der nach § 34a Ab-
satz 5 angeordneten Maßnahme, 
maximal jedoch bis zu zehn Ta-
gen, 

4. gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 6 
bis zu sieben Tagen, 

 
 
5. zum Zwecke der Feststellung der 

Identität bis zu insgesamt zwölf 
Stunden, wenn nicht vorher die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung 
auf Grund dieses oder eines an-
deren Gesetzes durch richterliche 
Entscheidung angeordnet wurde. 
Sofern Tatsachen die Annahme 
begründen, dass die Identitäts-
feststellung innerhalb der Frist 
nach Satz 1 vorsätzlich verhindert 
worden ist, genügt es, wenn die 
richterliche Entscheidung über die 
Fortdauer des Gewahrsams zum 
Zwecke der Identitätsfeststellung 
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spätestens bis zum Ende des Ta-
ges nach dem Ergreifen herbeige-
führt wird. In diesem Fall darf die 
Freiheitsentziehung die in Num-
mer 2 genannte Frist nicht über-
schreiten.“ 

 

spätestens bis zum Ende des Ta-
ges nach dem Ergreifen herbeige-
führt wird. In diesem Fall darf die 
Freiheitsentziehung die in Num-
mer 2 genannte Frist nicht über-
schreiten.“ 

 
9. In § 58 Absatz 4 wird nach dem Wort 

„Schlagstock“ das Komma durch die Wör-
ter „und Distanzelektroimpulsgeräte so-
wie als Schusswaffen“ ersetzt. 

 

 9. unverändert 
 

  10. Dem § 38 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

 
„(3) Ab dem Zeitpunkt der in Absatz 1 
Nummer 3 vorgesehenen richterlichen 
Entscheidung ist die in Gewahrsam ge-
nommene Person auf die Möglichkeit 
anwaltlichen Beistandes und der Verfah-
renspflegschaft nach § 419 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit hinzuweisen. 
Ihr ist Gelegenheit zur Inanspruch-
nahme dieser Möglichkeiten zu geben.“ 

 
 
 
 

  

Artikel 2 
 

Durch dieses Gesetz werden die Grund-
rechte aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes 
(Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung), aus Artikel 2 Absatz 2 Sätze 1 und 2 
des Grundgesetzes (Grundrecht der Freiheit 
der Person), Artikel 10 Absatz 1 des Grund-
gesetzes (Fernmeldegeheimnis), Artikel 11 
Absatz 1 Grundgesetz (Freizügigkeit) und 
Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes (Un-
verletzlichkeit der Wohnung) eingeschränkt. 
 
 

 Artikel 2 
 

Unverändert 

Artikel 3 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

 Artikel 3 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. Die Landesregierung überprüft 
dieses Gesetz bis zum 31. Dezember 2022 
und erstattet dem Landtag hierüber Bericht. 
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung für ein „Gesetz zur Stärkung der Sicherheit in Nord-
rhein-Westfalen - Sechstes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen“ – Drucksache 17/2351 – wurde am 26. April 2018 vom Plenum an den Innenaus-
schuss federführend sowie an den Rechtsausschuss zur Mitberatung überwiesen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 3. Mai 2018, 7. Juni 2018, 
12. Oktober 2018, 8. November 2018, 13. November 2018 und am 6. Dezember 2018 beraten. 
 
In der Sitzung am 3. Mai 2018 beschließt der Ausschuss eine Anhörung von Sachverständi-
gen, die am 7. Juni 2018 durchgeführt wird. Der zur Mitberatung aufgerufene Rechtsaus-
schuss bringt sich im Rahmen der nachrichtlichen Beteiligung ein. Die geladenen Sachver-
ständigen sind der Einladung 17/337 Neudruck zu entnehmen.  
 
Die Sachverständigen wurden gebeten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu dem 
Gesetzentwurf zu nehmen. Dem Ausschuss liegen zur Anhörung von den geladenen Sach-
verständigen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Professor Dr. Christoph Gusy 
Universität Bielefeld 
Fakultät für Rechtswissenschaft 

Stellungnahme 17/630 

Professor Dr. Kyrill-A. Schwarz 
Universität Würzburg 
Lehrprofessur für Öffentliches Recht  
am Institut für Staats- und Verwaltungsrecht 

Stellungnahme 17/632 Neudruck 

Bundeskriminalamt 
Dr. Julia Pohlmeier 
Wiesbaden 

Stellungnahme 17/640 

Dr. Markus Löffelmann 
Richter am Landgericht München I 

Stellungnahme 17/641 

Gewerkschaft der Polizei 
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Stellungnahme 17/642 

Professor Dr. Martin Klein  
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW 
Abteilung Münster, Studienort Bielefeld 

Stellungnahme 17/644 

Landesbeauftragte für Datenschutz  
und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Stellungnahme 17/645 
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Dr. Maria Scharlau, LL.M. 
Amnesty International  
Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., Berlin 

Stellungnahme 17/646 

Deutsche Polizeigewerkschaft 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 

Stellungnahme 17/647 

Professor Dr. Thomas Grumke  
Institut für Polizei- und Kriminalwissenschaft 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
Gelsenkirchen 

Stellungnahme 17/648 

Professor Dr. Dr. Markus Thiel 
Deutsche Hochschule der Polizei 
Münster  

Stellungnahme 17/651 

Professor Dr. Clemens Arzt  
Direktor des Forschungsinstituts für Öffentliche und Pri-
vate Sicherheit 
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin 

Stellungnahme 17/652 

Professor Dr. Jörg Ennuschat 
Ruhr-Universität Bochum 

Stellungnahme 17/657 

Bund Deutscher Kriminalbeamter 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 

Stellungnahme 17/658 

Dr. Nikolaos Gazeas  
Rechtsanwalt und Lehrbeauftragter der Universität zu 
Köln 

Stellungnahme 17/662 

Professor Dr. Christian von Coelln  
Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht  
Universität zu Köln 

Stellungnahme 17/663 

 
Zudem gehen dem Ausschuss mit Stellungnahme 17/660 eine Einschätzung von ver.di Lan-
desbezirk NRW und mit Stellungnahme 17/712 eine Einschätzung des Deutschen Anwaltver-
eins (DAV) zu. 
 
In der Anhörung nehmen alle Sachverständige, die zuvor eine schriftliche Stellungnahme ein-
reichten, mündlich Stellung. Die Anhörung ist mit Ausschussprotokoll 17/299 dokumentiert.  
 
Die Fraktionen von CDU und FDP bringen am 9. Oktober 2018 einen gemeinsamen Ände-
rungsantrag – Drucksache 17/3865 –, mit welchem sie Anregungen und Hinweise aus der 
Anhörung aufgreifen, in die Beratung ein. 
 
Der Innenausschuss beschließt am 12. Oktober 2018 einstimmig die Durchführung einer wei-
teren Anhörung. Anhörungsgegenstand ist allein der Änderungsantrag – Drucksache 17/3865 
–. Der zur Mitberatung aufgerufene Rechtsausschuss bringt sich im Rahmen der nachrichtli-
chen Beteiligung in die Anhörung ein. Die geladenen Sachverständigen sind der Einladung 
17/517 zu entnehmen. 
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Vor der Anhörung zu dem Änderungsantrag – Drucksache 17/3865 – führt der Ausschuss am 
8. November 2018 unter Einbeziehung des Änderungsantrags – Drucksache 17/3865 – eine 
Aussprache zur Anhörung vom 7. Juni 2018. Der Innenausschuss betont hierin sein Anliegen, 
das Beratungsverfahren so transparent wie möglich und so eingehend wie erforderlich zu hal-
ten. 
 
Die Anhörung zu dem Änderungsantrag – Drucksache 17/3865 – findet am 13. November 
2018 statt. Die zu dieser Anhörung geladenen Sachverständigen wurden ebenfalls gebeten, 
im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu den Inhalten des Änderungsantrags zu neh-
men. Dem Ausschuss liegen zur Anhörung von allen geladenen Sachverständigen Stellung-
nahmen vor: 
 

Deutsche Polizeigewerkschaft 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 

Stellungnahme 17/925 

Professor Dr. Martin Klein  
Fachhochschule für öff. Verwaltung NRW 

Stellungnahme 17/926 

Professor Dr. Christian von Coelln 
Universität zu Köln 

Stellungnahme 17/935 

Professor Dr. Clemens Arzt  
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin 

Stellungnahme 17/936 

netzpolitik.org e.V. 
Marie Bröckling 

Stellungnahme 17/937 

Bund Deutscher Kriminalbeamter 
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 

Stellungnahme 17/939 

Professor Dr. Jörg Ennuschat 
Ruhr-Universität Bochum 

Stellungnahme 17/940 

Professor Dr. Kyrill-Alexander Schwarz 
Universität Würzburg 

Stellungnahme 17/941 

Professor Dr. Dr. Markus Thiel  
Deutsche Hochschule der Polizei 

Stellungnahme 17/944 

Dr. Nikolaos Gazeas  
Rechtsanwalt und Lehrbeauftragter der Universität zu Köln 

Stellungnahme 17/945 

Gewerkschaft der Polizei 
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen 

Stellungnahme 17/946 
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Des Weiteren gehen dem Ausschuss folgende Stellungnahmen zu: 
 
Digitalcourage e.V., Bielefeld Stellungnahme 17/947 
ver.di Landesbezirk NRW Stellungnahme 17/948 
 
In der Anhörung nehmen bis auf zwei Sachverständige alle Sachverständigen mündlich Stel-
lung. Die Anhörung ist mit Ausschussprotokoll 17/438 dokumentiert. 
 
Der Innenausschuss berät den Gesetzentwurf in der Sitzung am 6. Dezember 2018 abschlie-
ßend und stimmt über eine Beschlussempfehlung zur 2. Lesung ab. Zu der Sitzung legen die 
Fraktionen von CDU und FDP mit Drucksache 17/4466 einen Änderungsantrag zu ihrem Än-
derungsantrag – Drucksache 17/3865 – vor. Die Fraktion der AfD legt mit Drucksache 17/4508 
einen Änderungsantrag zum Gesetzentwurf – Drucksache 17/2351 – und mit Drucksache 
17/4507 einen Änderungsantrag zu dem Änderungsantrag – Drucksache 17/3865 – der Koa-
litionsfraktionen vor.  
 
Zum Auftakt der Beratung führt die Fraktion der CDU aus. Anmerkungen von Sachverständi-
gen aus den beiden Anhörungen hätten zu Nachjustierungen in dem Gesetzentwurf geführt. 
Diese beträfen insbesondere den präventiven Bereich und die Terrorbekämpfung, beispiels-
weise die Änderung bei den Vorbereitungshandlungen in § 8. Man habe auch – obwohl ver-
fassungsrechtlich nicht zwingend geboten – die Anregung aufgegriffen, die Inanspruchnahme 
eines anwaltlichen Beistandes bei der Ingewahrsamnahme zu ermöglichen.  
Die Fraktion lobt den sachgerechten, konstruktiven Umgang im Ausschuss. Die eher positive 
Resonanz kritischer Sachverständiger spreche für ein gutes Sicherheitspaket. Der Gesetzent-
wurf sei nun angemessen, ausgewogen und verhältnismäßig. Die Fraktion bringt ihre Hoffnung 
auf breite Zustimmung zum Ausdruck. 
 
Auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN lobt das Beratungsverfahren und zeigt sich ob 
des Aufgreifens von Kritik durch die Koalitionsfraktionen erfreut. Sie kritisiert die Landesregie-
rung, wie diese einen verfassungsrechtlich bedenklichen Gesetzentwurf habe einbringen kön-
nen. Nach wie vor hegt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verfassungsrechtliche Be-
denken. Sie kündigt an, das Gesetz vor weiteren Schritten zunächst gutachterlich prüfen zu 
lassen. 
Die Fraktion legt weiterhin dar, dass der Gesetzentwurf zahlreiche Gründe zur Ablehnung be-
inhaltet und resümiert, dass das Gesetz kein Mehr an Sicherheit bietet. 
 
Die Fraktion der FDP widerspricht der Einschätzung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; 
das Gesetz stärke die Sicherheit. Das eingehende Beratungsverfahren sei richtig gewählt, 
Hinweise ernst genommen worden. Ein Ländervergleich zeige, dass NRW mit diesem Sicher-
heitspaket bei der Balance von Sicherheit und Freiheit anderen einige Schritte voraus sei. Die 
Fraktion reklamiert eine Ausgleichsfunktion in der Koalition bei dieser Novelle für sich und 
hinterfragt die Beweggründe der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Sie konstatiert, dass 
einige Bereiche, wie z.B. die Quellen-TKÜ, ein schwieriges Spannungsfeld darstellten. Die 
GRÜNE-Fraktion sei hinsichtlich des Ergebnisses des in Aussicht gestellten Gutachtens opti-
mistisch. 
 
Da das Gesetz für rund 18 Millionen Menschen in NRW gelten werde und die Fraktion der 
SPD so lang wie möglich für die sozialdemokratischen Ideale kämpfen werde, kündigt die 
Fraktion an, sich im Ausschuss bei der Abstimmung enthalten und sich erst bei der 2. Lesung 
entscheiden zu wollen. Die Fraktion der SPD führt aus, gleichfalls für einen starken Staat ein-
zutreten, in dem jedoch die Balance gehalten werden müsse. Die Beiträge der Koalitionsfrak-
tionen hätten dies bislang nicht unterstrichen. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/4525 

 
 

25 

Die Fraktion der SPD merkt abschließend an, dass kurzfristig Gespräche mit den Koalitions-
fraktionen zu einigen wenigen Punkten anstünden und bringt ihre Hoffnung zum Ausdruck, 
den Gesetzentwurf letztlich mittragen zu können. 
 
Die Fraktion der AfD hebt die sich ständig ändernde Sicherheitslage hervor, auf die mit einem 
Polizeigesetz reagiert werden muss. Der Gesetzentwurf bringe Verbesserungen mit sich, wes-
halb sie den Entwurf nicht ablehnen werde. Allerdings könne er weiter verbessert werden, was 
die Fraktion mit ihren Änderungsanträgen – Drucksache 17/4507 und Drucksache 17/4508 – 
erreichen wolle. Hinsichtlich der Ingewahrsamnahme müsse der Staat bis an die Grenzen des 
Rechtsstaates gehen. In dem neuen § 34er-Kanon sei der Gesetzestext nicht stringent. Bei 
der Identitätsfeststellung sei eine Klarstellung erforderlich. Für den Bereich der Organisierten 
Kriminalität und im Hinblick auf terroristische Gefährdungslagen stelle die Schleierfahndung 
ein geeignetes Mittel dar, das daher eingeführt werden müsse. 
 
Die Landesregierung führt aus, dass das vorliegende Sicherheitspaket I weitreichende Ände-
rungen und neue Möglichkeiten für die Polizei mit sich bringt. Die Änderungsanträge der Koa-
litionsfraktionen hätten den Entwurf noch ein Stück weit rechtsstaatlich sicherer gemacht. Bei-
spielhaft wird der Richtervorbehalt bei allen kritischen Punkten, wie z.B. bei der Quellen-TKÜ, 
angeführt. Der Gesetzentwurf habe nun einen guten Stand erreicht. Die Landesregierung ver-
leiht ihrem Wunsch nach einer breiten parlamentarischen Zustimmung Ausdruck. 
 
Sodann werden die vier Änderungsanträge und der Gesetzentwurf zur Abstimmung gestellt.  
 
 
C Abstimmungen 
 
Der Innenausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der AfD – Drucksache 17/4508 
– gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion der AfD ab. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der AfD – Drucksache 17/4507 – wird gleichfalls gegen die 
Stimmen der antragstellenden Fraktion der AfD abgelehnt. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP – Drucksache 17/4466 
– wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD angenommen. 
 
Der so geänderte Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP – Druck-
sache 17/3865 – wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
und der Fraktion der AfD angenommen. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/2351 – wird mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD und der Fraktion der AfD 
angenommen. 
 
 
 
 
Daniel Sieveke 
Vorsitzender 


